
bedarf sicher keiner besonderen Betonung, daß persön­
liches Eigentum nur an solchen Gegenständen erlangt 
werden kann, die für die individuelle Konsumtion be­
stimmt sind. Die Frage ist nun, soll der Gegenstand des 
persönlichen Eigentums — also die ökonomische Katego­
rie — mit dem Gegenstand des persönlichen Eigentums­
rechts — der juristischen Kategorie — gleichgesetzt wer­
den, oder soll der Gegenstand des persönlichen Eigen­
tumsrechts nur Sachen, also körperiiche Gegenstände 
umfassen? Der Gegenstand des persönlichen Eigentums 
umfaßt nicht nur Sachen, sondern auch Forderungen 
und andere Vermögensbeziehungen. Würde man den 
Gegenstand des persönlichen Eigentumsrechts gleich 
dem Gegenstand des persönlichen Eigentums fassen, so 
würde das bedeuten, daß z. B. der Arbeiter auch Eigen­
tumsrecht an seiner Lohnforderung hat. Für diese 
Gleichsetzung in der Gegenstandsbestimmung spräche 
die Tatsache, daß die Werktätigen ohnehin keinen 
Unterschied dahingehend machen, ob sie Eigentumsrecht 
an einer Sache haben oder ihnen eine Forderung zu­
steht. Beide Gegenstände werden als dem einzelnen 
zugehörig betrachtet. Das bringt auch die Umgangs­
sprache zum Ausdruck, in der bekanntlich kein Unter­
schied gemacht wird. Es heißt vielmehr unterschiedslos 
„ich habe“ oder „das gehört mir“. Das kann jedoch 
nicht das einzige entscheidende Kriterium sein.

Wenn das persönliche Eigentum keine Kategorie der 
Warenproduktion ist, so ist es auch nicht erforderlich, 
daß das persönliche Eigentum, soweit es nicht in Ge­
brauchswerten besteht, zum Gegenstand des persönlichen 
Eigentumsrechts gerechnet wird. Außerdem, wenn der 
Hauptinhalt des persönlichen Eigentumsrechts in der 
Nutzung und im Gebrauch besteht, so bleibt fraglich, 
wie dieser Hauptinhalt bei Forderungen und anderen 
Vermögensbeziehungen realisiert werden sollte. Etwa 
im Bezug von Zinsen?

Regeln, die zwar für die Nutzung von Sachen am 
Platze sind, z. B. in der Frage der gegenseitigen Hilfe 
und Unterstützung, würden nur schwer für Forderungen 
verständlich sein.

Deshalb erscheint es als nicht angängig, die juristische 
Kategorie Eigentumsrecht mit der ökonomischen Kate­
gorie persönliches Eigentum gleichzusetzen.

V
Auf der Grundlage der Grundkonzeption für das per­

sönliche Eigentumsrecht sind noch eine ganze Reihe 
weiterer Fragen zu entscheiden.

Da ist z. B. die Frage nach dem „gutgläubigen Er­
werb“. Beim gesellschaftlichen Eigentum ist davon aus­
zugehen, daß es unantastbar ist und deshalb auch nicht 
gutgläubig erworben werden kann. In dieser Hinsicht 
sind bereits durch die entsprechende Rechtsprechungs­
praxis und Literatur24 wertvolle Vorarbeiten geleistet 
worden.

Es ist nur ein Erwerb von solchen Gegenständen 
möglich, die für die Konsumtion produziert worden sind 
und durch die Handelsorgane in der planmäßigen Weise 
veräußert werden. Ausgehend von der Bedeutung des 
persönlichen Eigentums und seiner Funktion bei der

24 vgl. z. B. Nathan, Sozialistisches Eigentum und guter
Glaube, NJ 1957 S. 749 ff.

Befriedigung der Bedürfnisse der Bürger ist auch keine 
Veranlassung gegeben, den gutgläubigen Erwerb von 
Sachen, die im persönlichen Eigentum eines anderen 
stehen, besonders zu schützen. Die Zulassung der Mög­
lichkeit eines gutgläubigen Erwerbs persönlichen Eigen­
tums würde sich nicht befruchtend auf die gegenseitigen 
Beziehungen der Bürger auswirken und nicht zu einer 
Durchsetzung der Grundsätze der sozialistischen Moral 
beitragen.

Eine weitere Frage, in der sich zugleich noch einmal 
erweist, inwieweit sich auch in den persönlichen Be­
ziehungen der Bürger Neues zu entwickeln beginnt, ist 
die Behandlung des sich herausbildenden kollektiven 
persönlichen Eigentums. Es ist z. B. zu beobachten, daß 
in den sozialistischen Arbeitsgemeinschaften, in Jugend­
gruppen, Wohngemeinschaften und anderen Kollektiven 
bestimmte Konsumgüter gemeinschaftlich angeschafft 
und genutzt werden. Hierbei handelt es sich nicht bloß 
um eine zeitbedingte Erscheinung, die etwa ihre wesent­
liche Ursache darin findet, daß bestimmte Massen­
bedarfsgüter noch nicht in ausreichendem Maße vor­
handen sind. Hier handelt es sich um etwas Neues, das 
sich in den Beziehungen der Bürger zueinander heraus­
zubilden beginnt. Diese gemeinschaftlichen Anschaffun­
gen sind Teil und Ausdruck des „sozialistisch leben“, 
in ihnen äußert sieh die entstehende gegenseitige Zu­
sammenarbeit, Unterstützung und Hilfe. Sie entspringen 
ebenso dem Gefühl der Zusammengehörigkeit wie das 
gemeinsame Sichaneignen der Schätze der Kultur. Es 
hieße deshalb am Wesen der Dinge Vorbeigehen, wollte 
man etwa diese Erscheinungen mit den BGB-Kategorien 
des Miteigentums oder der Gemeinschaft zur gesamten 
Hand erfassen und womöglich die Hausgemeinschaft, 
die sich eine Waschmaschine gemeinsam angeschafft hat, 
den Regeln der Gesellschaft des BGB unterwerfen 
wollen. Die für das ZGB zu entscheidende Frage be­
steht vor allem darin, inwieweit diese Erscheinungen 
einer besonderen Regelung unterworfen werden müssen, 
damit sie in der Richtung der Förderung des Gemein­
schaftsdenkens mit den Mitteln des Rechts entsprechend 
beeinflußt werden können.

Leitend für die gesetzliche Gestaltung des persön­
lichen Eigentumsrechts im künftigen ZGB — und das 
gilt für die Entscheidung aller Einzelfragen — ist das 
Ziel, zu erreichen, daß jeder Bürger die gesellschafts­
historische Bedeutung seiner eigenen Arbeit erkennt 
und in ihr auch die entscheidende Voraussetzung für 
den Sieg des Sozialismus, für die Herausbildung neuer 
Beziehungen zwischen den Menschen und für die Er­
zielung eines Überflusses an materiellen und kulturellen 
Gütern erblickt. So wird auch das persönliche Eigen­
tumsrecht einen Beitrag leisten können, durch den sich 
die neuen, wahrhaft menschlichen Beziehungen zwi­
schen den Bürgern der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung weiter vertiefen.

„Die Entwicklung des neuen, sozialistischen Menschen, 
der Weg vom ,Ich‘ zum ,Wir‘, zur sozialistischen Ge­
meinschaft, zur wahren Gemeinschaft der Menschen, 
das ist das bedeutendste Ergebnis der sozialistischen 
Demokratie“, sagte Walter Ulbricht25, und dieser Weg 
ist auch leitend für die Regelung des persönlichen 
Eigentumsrechts.

25 Des deutschen Volkes Weg und Ziel, Einheit 1959, Heft 9, 
S. 1242.
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